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Teilrevision Gesetz über die Wirtschaftsförderung

Gesetz
über die Wirtschaftsförderung 

Der Kantonsrat von Appenzell Auserrhoden,

gestützt auf Art. 43 der Verfassung des Kantons Appenzell A.Rh. vom 30. April 
19951),

beschliesst:

I.

Gesetz über die Wirtschaftsförderung vom 23. Mai 2005 (Stand 1. Januar 2006) 
wird wie folgt geändert:

Gesetz über die Wirtschaftsförderung Gesetz über die Wirtschaftsförderung 

vom 23. Mai 2005

(Stand 1. Januar 2006)

Der Kantonsrat von Appenzell Auserrhoden,

gestützt auf Art. 43 der Verfassung des Kantons Appenzell A.Rh. vom 30. April 
19952),

beschliesst:

Art. 1
Grundsatz

1) KV (bGS 111.1)
2) KV (bGS 111.1)
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1 Der Kanton fördert zusammen mit den Gemeinden die Volkswirtschaft durch 
eine nachhaltige wirtschaftsfreundliche Politik.

2 Die Wirtschaftsförderung ergänzt und verstärkt die Wirtschaft und begünstigt die 
Anpassung bestehender Strukturen unter Berücksichtigung der Gesamtinteres-
sen des Kantons.

Art. 2
Ziele

1 Ziele der Förderung sind insbesondere:

a) Optimierung der Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche Entwicklung;

b) Pflege der bestehenden Unternehmen und Unterstützung der Gründung oder 
Ansiedlung von Firmen zur Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen;

c) Stärkung und Profilierung des Wirtschafts- und Wohnkantons.

Art. 3
Zuständigkeit

1 Der Kanton führt eine Wirtschaftsförderungsstelle. Das Departement Volks- und 
Landwirtschaft ist Aufsichtsbehörde.

1 Der Kanton führt eine Wirtschaftsförderungsstelle.

2 Der Regierungsrat kann die Aufgaben der Wirtschaftsförderungsstelle mittels ei-
nes Leistungsauftrages ganz oder teilweise Dritten übertragen.

Art. 4
Wirtschaftsförderungsmassnahmen
a) Dienstleistungen

Art. 4
Dienstleistungen 

1 Die Wirtschaftsförderungsstelle:

a) ist Anlauf-, Informations- und Koordinationsorgan zwischen Wirtschaft, Behör-
den und Verwaltung;

b) beobachtet und beurteilt das wirtschaftliche Umfeld im Kanton;

c) unterstützt den Regierungsrat bei der Erarbeitung und Umsetzung der Wirt-
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schaftspolitik;

d) macht die Wirtschafts- und Wohnregion Appenzell Ausserrhoden national und 
international bekannt und stellt deren besondere Stärken dar;

e) arbeitet mit den Gemeinden zusammen und unterstützt sie bei deren Standort-
förderung;

f) arbeitet mit Organisationen des Bundes, anderer Kantone und Regionen, mit 
Sozialpartnern, Wirtschaftsverbänden sowie mit anderen öffentlichen und priva-
ten Institutionen und Unternehmen im In- und Ausland zusammen.

2 Gegen entsprechende Kostenbeteiligung können Gemeinden oder Dritte die 
Wirtschaftsförderungsstelle für eigene Zwecke in Anspruch nehmen.

Art. 5
b) Einzelbetriebliche Förderungsbeiträge

Art. 5
Einzelbetriebliche Förderungsbeiträge

1 Die Wirtschaftsförderungsstelle kann im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Mittel innovative Vorhaben ansässiger oder neuer Unternehmen mit Förderungs-
beiträgen unterstützen, wenn das Vorhaben im volkswirtschaftlichen Interesse 
des Kantons liegt, dadurch neue Arbeitsplätze geschaffen werden oder beste-
hende erhalten bleiben, dem Vorhaben ein klares Konzept zugrundeliegt und die 
Unternehmenstätigkeit ganz oder überwiegend auf einen überregionalen Markt 
ausgerichtet ist.

2 Die Wirtschaftsförderungsstelle kann auch Förderungsbeiträge an Institutionen 
ausrichten, welche zur wesentlichen Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
die Ansiedlung von natürlichen oder juristischen Personen oder für den Techno-
logietransfer beitragen.

3 Einzelbetriebliche Förderungsbeiträge werden in einer Leistungsvereinbarung 
festgelegt. Die Vereinbarung regelt die gegenseitigen Verpflichtungen. Förde-
rungsbeiträge werden von Auflagen abhängig gemacht. Zu Unrecht bezogene 
Förderungsbeiträge sind zurückzuerstatten.

Art. 6
c) Wirtschaftsförderungsprogramme des Bundes

Art. 6
Wirtschaftsförderungsprogramme des Bundes 
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1 Das Departement Volks- und Landwirtschaft kann im Rahmen der zur Verfü-
gung stehenden Mittel diejenigen Bundesprogramme durchführen, welche der 
Förderung der kantonalen Wirtschaft dienen und eine kantonale Beteiligung vor-
schreiben.

1 Das Departement kann im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel diejeni-
gen Bundesprogramme durchführen, welche der Förderung der kantonalen Wirt-
schaft dienen und eine kantonale Beteiligung vorschreiben.

Art. 6a
Regionalpolitik 
a) Massnahmen

1 

Der Kanton kann sich im Rahmen der verfügbaren Mittel an regionalpolitischen 
Initiativen, Programmen, Projekten und Infrastrukturvorhaben mit Finanzhilfen 
oder Darlehen im Sinne des Bundesgesetzes über Regionalpolitik beteiligen.

2 Die kantonale Beteiligung erfolgt mittels Pauschalbeträgen und ist mindestens 
in gleichem Ausmass wie diejenige des Bundes auszurichten.

Art. 6b
b) Umsetzung

1 Die Wirtschaftsförderungsstelle erarbeitet gestützt auf die Vorgaben des Mehr-
jahresprogramms des Bundes das mehrjährige kantonale Umsetzungsprogramm 
und aktualisiert es periodisch.

2 Das kantonale Umsetzungsprogramm ist vom Regierungsrat zu genehmigen 
und bildet die Grundlage für den Abschluss der mehrjährigen Programmvereinba-
rung mit dem Bund.

3 Die Wirtschaftsförderungsstelle stellt zusammen mit anderen regionalen Akteu-
ren die Koordination der regions- und kantonsübergreifenden sowie der grenz-
überschreitenden Initiativen, Programme, Projekte und Infrastrukturvorhaben si-
cher.

Art. 6c
c) Zuständigkeit 

1 Die Wirtschaftsförderungsstelle beurteilt die regionalpolitischen Initiativen, Pro-
gramme, Projekte und Infrastrukturvorhaben und setzt die Massnahmen des 
Bundesgesetzes über Regionalpolitik sowie dieses Gesetzes um.
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2 Über die Förderung von Vorhaben und die Höhe der finanziellen Unterstützung 
entscheidet der Regierungsrat im Rahmen des genehmigten Umsetzungspro-
gramms. Der Regierungsrat kann die Entscheidkompetenzen an das Departe-
ment delegieren.

3 Der Regierungsrat kann gestützt auf das Umsetzungsprogramm mit dem Bund 
mehrjährige Programmvereinbarungen im Bereich Regionalpolitik abschliessen. 
Für mehrjährige Programmkosten bis zur Höhe von 5.0 Mio. Franken ist der Re-
gierungsrat abschliessend zuständig. Beträgt der Kantonsanteil an den Pro-
grammkosten mehr als 5.0 Mio. Franken, ist die Genehmigung des Kantonsrats 
erforderlich.

Art. 6d
d) Voraussetzungen 

1 Die Gewährung von Finanzhilfen oder Darlehen des Kantons setzt insbesonde-
re voraus, dass

a) die bundesrechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind; 

b) die Initiative, das Programm, das Projekt oder das Infrastrukturvorhaben mit 
dem kantonalen Umsetzungsprogramm übereinstimmt;

c)  der Empfänger oder die Empfängerin von Finanzhilfen und Darlehen sich mit 
eigenen Mitteln angemessen am Vorhaben beteiligt;

d) der Empfänger oder die Empfängerin geeignete Massnahmen zur Überwa-
chung der Realisierung und zur Evaluation der geförderten Initiativen, Program-
me, Projekte und Infrastrukturvorhaben ergreift. 

Art. 6e
e) Überwachung

1 Die Wirtschaftsförderungsstelle trifft geeignete Massnahmen zur Überwachung 
der Realisierung der geförderten Initiativen, Programme, Projekte und Infrastruk-
turvorhaben.

Art. 7
Berichterstattung

Art. 7
Subsidiarität, Rechtsanspruch und Auflagen 
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1 Der Regierungsrat erstattet dem Kantonsrat einmal jährlich Bericht über die ver-
wendeten Mittel, die getroffenen Massnahmen und die erzielten Wirkungen.

1 Massnahmen nach diesem Gesetz werden nur ergriffen, wenn die Leistungen 
der Projektträger nicht ausreichen und andere Förderungs- und Finanzierungs-
möglichkeiten ausgeschöpft sind.

2 Er informiert zudem die Gemeinden. 2 Auf Leistungen nach diesem Gesetz besteht kein Rechtsanspruch.

3 Massnahmen nach diesem Gesetz können im Einzelfall an besondere Bedin-
gungen und Auflagen geknüpft werden.

Art. 8
Verordnung

1 Der Regierungsrat erlässt die zum Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Be-
stimmungen in einer Verordnung.

Art. 9
Aufhebung bisherigen Rechts; Übergangsbestimmungen

Art. 9
Aufhebung bisherigen Rechts

1 Die folgenden Erlasse werden aufgehoben:

a) Gesetz vom 28. April 1946 über die Gewährung von Beiträgen zur Wirtschafts-
förderung1);

a) Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Investitionshilfe für Berggebiete 
vom 25. Oktober 2004;

b) Verordnung vom 21. Januar 1947 zum Gesetz über die Gewährung von Beiträ-
gen zur Wirtschaftsförderung2).

b) Verordnung zum Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über Investitionshilfe 
für Berggebiete vom 13. Dezeber 2005.

2 Für Massnahmen, die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes getroffen wurden, 
bleibt das bisherige Recht anwendbar.

Art. 9a
Übergangsbestimmung zur Änderung vom ...

1 Für die bestehenden Investitionshilfedarlehen gelten für deren Rückzahlung das 
Bundesgesetz über Investitionshilfen für Berggebiete (IHG) sowie die eidgenössi-
schen und kantonalen Ausführungsbestimmungen dazu.

Art. 10
Fakultatives Referendum und Inkrafttreten

1) bGS 911.1 (aGS II/150)
2) bGS 911.11 (aGS II/151)
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1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum3).

2 Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten4).

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Diese Änderung untersteht dem fakultativen Referendum.
Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

[Ort]

[Behörde]

3) Die Referendumsfrist ist am 26. Juli 2005 unbenützt abgelaufen (RRB vom 9. August 2005)
4) 1. Januar 2006 (RRB vom 13. Dezember 2005)


